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280. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. Mai 1986 betreffend die Annahme des Sta-
tuts der Haager Konferenz für Internationales

Privatrecht durch Chile

Nach Mitteilung der Niederländischen Regie-
rung hat Chile am 25. April 1986 seine Annahme-
urkunde zum Statut der Haager Konferenz für
Internationales Privatrecht (BGBl. Nr. 21/1967,
letzte Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 225/1986) hinterlegt.

Das Statut ist für Chile am 25. April 1986 in
Kraft getreten.

Sinowatz

281 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Annahme ein-
heitlicher Bedingungen für die Genehmigung
der Ausrüstungsgegenstände und Teile von
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige

Anerkennung der Genehmigung

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über
die Annahme einheitlicher Bedingungen für die
Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände und
Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegensei-
tige Anerkennung der Genehmigung (BGBl.
Nr. 177/1971, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 38/1976) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde:

Dänemark 21. Oktober 1976
Finnland 19. Juli 1976
Polen 12. Jänner 1979
Portugal 29. Jänner 1980
Rumänien 23. Dezember 1976

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunde Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

DÄNEMARK:

Erklärung: Dänemark erklärt gemäß Art. 1
Abs. 6 des obgenannten Übereinkommens, daß es
nicht beabsichtigt, die Regelungen Nr. 6, 9, 10, 13,
15, 24, 30, 32, 33, 34 und 35, die dem Übereinkom-
men angeschlossen sind, anzuwenden und daß das
Übereinkommen auch nicht auf die Färöer-Inseln
Anwendung findet.

POLEN:

Vorbehalt: Die Volksrepublik Polen fühlt sich an
die Bestimmungen des Art. 10 des Übereinkom-
mens nicht gebunden.

Erklärung: Die Volksrepublik Polen erklärt
gemäß Art. 6 Abs. 1 des Übereinkommens über die
Annahme einheitlicher Bedingungen für die Geneh-
migung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Aner-
kennung der Genehmigung, geschehen zu Genf am
20. März 1958, daß sie sich an keine Regelungen,
die dem obgenannten Übereinkommen angeschlos-
sen sind, gebunden fühlt.

RUMÄNIEN:

Vorbehalt: Die Sozialistische Republik Rumä-
nien erklärt gemäß Artikel 11 Absatz 1 des Genfer
Übereinkommens vom 20. März 1958 über die
Annahme einheitlicher Bedingungen für die Geneh-
migung der Ausrüstungsgegenstände und Teile von
Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige Aner-
kennung der Genehmigung, daß sie sich durch
Artikel 10 des Übereinkommens nicht gebunden
betrachtet:

In einem Begleitschreiben zu der Beitrittsur-
kunde gab die Regierung Rumäniens die folgenden
Erklärungen ab:
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a) Die Sozialistische Republik Rumänien vertritt
die Auffassung, daß die Aufrechterhaltung der
Abhängigkeit bestimmter Gebiete, worauf in Arti-
kel 9 des Genfer Übereinkommens vom 20. März
1958 über die Annahme einheitlicher Bedingungen
für die Genehmigung der Ausrüstungsgegenstände
und Teile von Kraftfahrzeugen und über die gegen-
seitige Anerkennung der Genehmigung Bezug
genommen wird, mit der Charta der Vereinten
Nationen und den von den Vereinten Nationen
angenommenen Dokumenten betreffend die
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Län-
der und Völker nicht im Einklang steht, einschließ-
lich der Erklärung über völkerrechtliche Grund-
sätze für freundschaftliche Beziehungen und
Zusammenarbeit zwischen Staaten im Sinne der
Charta der Vereinten Nationen, die 1970 durch die
Generalversammlung in ihrer Resolution 2625
(XXV) einstimmig angenommen wurde und wel-
che feierlich die Verpflichtung der Staaten verkün-
det, die Durchführung des Grundsatzes der Gleich-
berechtigung und Selbstbestimmung der Völker zu
fördern, um den Kolonialismus zu einem baldigen
Ende zu bringen.

b) Gemäß Artikel 1 Absatz 6 des Übereinkom-
mens erklärt die Sozialistische Republik Rumänien,
daß sie sich durch die Regelungen Nr. 13, 14, 16,
17, 22, 29, 32, 33, 34 und 35 nicht gebunden
betrachtet.

Sinowatz

282. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
des Europäischen Übereinkommens über die
Anerkennung und Vollstreckung von Entschei-
dungen über das Sorgerecht für Kinder und

die Wiederherstellung des Sorgerechts

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat das Vereinigte Königreich Großbritan-
nien und Nordirland am 21. April 1986 seine Rati-
fikationsurkunde zum Europäischen Übereinkom-
men über die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder
und die Wiederherstellung des Sorgerechts (BGBl.
Nr. 321/1985, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 247/1986) hinterlegt.

Das Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland hat anläßlich der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde nachstehenden Vorbehalt
erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Vorbehalt:

„Gemäß den Bestimmungen des Artikels 17
Absatz 1 des Übereinkommens behält sich das Ver-
einigte Königreich das Recht vor, die Anerkennung
und Durchsetzung von Entscheidungen über das
Sorgerecht in jenen Fällen zu verweigern, die durch
die Artikel 8 und 9 oder einen der beiden Artikel

erfaßt sind, und zwar aus jedem der in Artikel 10
angeführten Gründe."

Erklärungen:

„Dieses Übereinkommen wird nur im Namen
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und
Nordirland ratifiziert."

„a) Um jeden Zweifel zu vermeiden, wird das
Vereinigte Königreich den Artikel 20
Absatz 1 dieses Übereinkommens so ausle-
gen, daß er unter anderen alle Verpflichtun-
gen abdeckt, die dem Vereinigten Königreich
gegenüber einem Staate, der nicht Vertrags-
partei dieses Übereinkommens ist, aus dem
Titel des Übereinkommens über die zivil-
rechtlichen Aspekte der internationalen Kin-
desentführung, abgeschlossen in Den Haag
am 25. Oktober 1980, erwachsen könnten.

b) Das Vereinigte Königreich bestimmt gemäß
Artikel 2 des Übereinkommens folgende Zen-
tralstellen:

(i) für England und Wales: "The Lord
Chancellor, the Lord Chancellor's
Department, House of Lords, London
SW1A OPW;"

(ii) für Schottland: "The Secretary of State
for Scotland, the Scottish Courts
Administration, 26/27 Royal Terrace,
Edinburgh, EH7 5AH;"

(iii) für Nordirland: "The Lord Chancellor,
Northern Ireland Court Service, Wind-
sor House, 9/15 Bedford Street, Belfast,
BT2 7LT."

c) Das Vereinigte Königreich wird gemäß Arti-
kel 24 des Übereinkommens dem Generalse-
kretär des Europarates zu gegebener Zeit
jene Gebiete bekanntgeben, auf welche die
Anwendung dieses Übereinkommens
erstreckt werden soll."

Sinowatz

283. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
des Internationalen Übereinkommens über

tropische Hölzer 1983

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben folgende weitere Staa-
ten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum
Internationalen Übereinkommen über tropische
Hölzer 1983 (BGBl. Nr. 215/1986) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung
der Ratifikations-

bzw. Beitrittsurkunde:

Ägypten 16. Jänner 1986
Belgien 21. Feber 1986
Indien 19. Feber 1986
Luxemburg 21. Feber 1986

Sinowatz


